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Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 54.—— 


(Nr. 3855.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft mit dem 
Domizil zu Breslau unter der Firma: „Schleſiſche Aktiengeſellſchaft fuͤr 
Bergbau und Zinkhuͤttenbetrieb. Vom 28. September 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verfügen hiemit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft mit 


dem Domizil zu Breslau unter dem Namen: „Schleſiſche Aktiengeſellſchaft fuͤr 
Bergbau und Zinkhuͤttenbetrieb“, welche den Zweck verfolgt, die Ausbeutung 


von Galmei, Kupfer, Silber, Bleierzen und Kohlen, uͤberhaupt aller nutzbaren 


Erze und Foſſilien aus den Bergwerken und Gruben der Geſellſchaft in Schle— 
fien, das Aufſuchen und den Ankauf dieſer Erze, die Erwerbung der erforder⸗ 
lichen Konzeſſionen, die Fabrikation von Zink, Blei, Kupfer und Silber und 
den Handel mit dieſen Metallen und Erzen zu betreiben, auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. Allergnaͤdigſt ge⸗ 


nehmigt und die am 10. September 1853, vollzogenen Geſellſchaftsſtatuten, 


jedoch nur unter folgenden Maaßgaben beftätiget haben: 1) der Schlußſatz des 
Art. 11. fällt fort; 2) die Aktien und Dividendenſcheine find nur in Deutſcher 
Sprache nach dem zu Art. 12. beigefuͤgten Schema aus uftellen, wogegen die 
Beifuͤgung einer Franzoͤſiſchen Ueberſetzung auf der Ruͤckſeite der Geſellſchaft 
überlaſſen bleibt; 3) zu Art. El.; in jedem ſechſten Jahre ſcheiden drei Mit⸗ 
lieder des Berwaltungsrathes aus; 4) zu Art. 35.; die Generalverſammlung 
it auf einen anderen Tag als den 15. Mai zu berufen, falls dieſer auf einen 
Sonn⸗ oder Feſttag fällt; 5) nach dem erſten Satz des Art. 43. iſt einzu⸗ 
ſchalten: „der Beſchluß der Auflöfung bedarf der landesherrlichen Genehmigung“; 
6) am Schluß deſſelben Artikels iſt hinzuzufügen: „auch der Königlichen Re⸗ 
gierung die Befugniß eingeräumt, einen Kommiſſarius zur Wahrnehmung ihres 
geſetzlichen Aufſichtsrechts für beftändig oder fuͤr einzelne Faͤlle zu beſtellen; 
dieſer Kommiſſarius kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Generalver- 
Jahrgang 1853. (Fr. 3886.) 112. f amm⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Oktober 1853. 
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ſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft gültig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rech⸗ 
nungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſell⸗ 
ſchaft Einſicht nehmen“; 7) die Geſellſchaft bleibt in jeder Beziehung den Be— 
ſtimmungen des vorgedachten Geſetzes und den, den Bergbau betreffenden er— 
gangenen oder noch ergehenden geſetzlichen Vorſchriften unterworfen. 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit einer neuen Ausfertigung der 
Statuten und des notariellen Akts vom 10. September 1853. fuͤr immer ver⸗ 
bunden und mit dem Text der Statuten und dem Deutſchen Text der Formulare 
fuͤr die Aktien und Dividendenſcheine durch die Geſetz-Sammlung und das 
— Ha Regierung zu Breslau zur öffentlichen Kunde gebracht 
werden ſoll. | 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 28. September 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 
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Statut 
für die Schleſiſche Aktiengeſellſchaft für Bergbau und 


Huͤttenbetrieb. 5 


Erſtes Kapitel. 
Bildung, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 
Artikel 1. 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird zwiſchen 
den Unterzeichneten und allen denjenigen, welche ſich durch Erwerbung von 
— daran betheiligen, durch gegenwaͤrtige Urkunde eine Aktiengeſellſchaft 
errichtet. 


Dieſe Geſellſchaft erhaͤlt den Namen 
„Schleſiſche Aktiengeſerlſchef 5 Bergbau und Zinkhuͤtten⸗ 
etrieb.“ 


Artikel 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Breslau. 
Artikel 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt. Sie beginnt 
mit dem erſten Tage des Kalendermonats, welcher auf denjenigen Monat folgt, 
in dem die amtliche Bekanntmachung der landesherrlichen Genehmigung dieſes 
Statuts ſtattfindet. Mit dem Ablaufe dieſer funfzig Jahre ſoll die Geſellſchaft 
fuͤr einen neuen Zeitraum von funfzig Jahren, und ſo weiter, je von funfzig 
zu funfzig Jahren, ſtillſchweigend verlaͤngert ſein und fortbeſtehen, wenn nicht 
in den erſten ſechs Monaten des funfzigſten Jahres jeder der gedachten Perioden 
eine, wenigſtens ein Drittel aller Aktien in ſich vereinigende Zahl der Aktionaire 
gegen dieſe Verlaͤngerung Einſpruch erhoben hat. 

Dieſe Einfprüche muͤſſen dem fungirenden Verwaltungsrathe im Sitze der 
Geſellſchaft gerichtlich oder außergerichtlich, jedoch ſchriftlich, zugeſtellt, und 
gleichzeitig muͤſſen die Aktien der Opponenten bei dem Verwaltungsrathe gegen 
Empfangsbeſcheinigung hintergelegt werden. Vor Ablauf der letzten drei Mo⸗ 
nate des funfzigſten Jahres beruft alsdann der Verwaltungsrath eine außer— 
ordentliche Generalverſammlung, um ſie von der Zahl der Einſpruͤche in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen und, falls die Opponenten mindeſtens ein Drittel der ſaͤmmtlichen 
Aktien vertreten, die Fortdauer oder Liquidirung der Geſellſchaft der Entſchei— 
dung der Generalverſammlung zu unterwerfen. 

(Nr. 3855.) 112* Jede 
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Jede Verlängerung der Dauer der Gefellfchaft über funfzig Jahre hin 
aus bedarf Übrigens der landesherrlichen Beſtaͤtigung. 


Artikel 4. 


Die Geſellſchaft hat zum Gegenſtande: a 


1) die Ausbeutung von Galmei, Kupfer, Silber, Bleierzen und Kohlen, 
uͤberhaupt aller nutzbaren Erze und Foſſilien aus den Bergwerken und 
Gruben, reſp. Bergwerks- und Grubenantheilen, welche die Geſellſchaft, 
unter welchem Titel es irgend ſein moͤge, in Schleſien erwirbt; 

2) das Aufſuchen und den Ankauf dieſer Erze, die Erlangung und Erwer— 
15 oder Pachtung der zu ihrer Ausbeutung erforderlichen Kon— 
zeſſionen; 

3) die Fabrikation von Zink, Blei, Kupfer und Silber und den Handel mit 
dieſen Metallen und Erzen, ſowie den Verkauf aller aus jenen Erzen 
uͤberhaupt zu gewinnenden Produkte. 


Artikel 5. 


Alle im vorigen Artikel nicht ſpeziell bezeichnete Operationen ſind der 
Geſellſchaft foͤrmlich unterſagt. 


Zweites Kapitel. 
Geſellſchaftskapital und deſſen Einzahlung. 


Artikel 6. 


Das Geſellſchaftskapital iſt auf fuͤnf Millionen Thaler Preußi— 
ſchen Kurants feſtgeſetzt und zerfällt in funfzigtauſend Aktien, jede im Be⸗ 
trage von Einhundert Thalern Preußiſchen Kurants. Jeder Aktienzeichner iſt 
verpflichtet, ein Viertel oder fuͤnf und zwanzig Thaler Preußiſch Kurant auf 
jede Aktie ſofort, und den Ueberreſt einen Monat nach erfolgter Zahlungsauf⸗ 
forderung des Verwaltungsrathes, die erlangte landesherrliche Genehmigung 
vorausgeſetzt, zu zahlen. f | 

Alle Zahlungen erfolgen 

zu Breslau bei den Nhe C. T. Loͤbbecke & Co. 


oder 

den Herren Ruffer & Co. 

Die erſte Zahlung wird durch eine einfache Quittung beſcheinigt; bei der zwei— 
ten werden dem Einzahlenden die definitiven Aktiendokumente behaͤndigt. 

Sollte die landesherrliche Genehmigung der Geſellſchaft nicht bis zum 

1. Oktober dieſes Jahres erfolgt ſein, ſo werden die erſten Einzahlungen von 

fuͤnf und zwanzig Thalern den Zeichnern, jedoch ohne Zinſen, e 


* 
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Artikel 7. 


Von jeder Summe, deren Zahlung verzögert wird, laufen, ohne daß es 
gerichtlicher Aufforderung beduͤrfte, von gelb fuͤnf Prozent Zinſen, fuͤr das 
Jahr gerechnet, vom Tage der Fälligkeit ab, zum Vortheile der Geſellſchaft. 


Artikel 8. 


Iſt die ausgeſchriebene Einzahlung nicht puͤnktlich am Verfalltage gelei⸗ 
ſtet worden, ſo werden die Nummern der Zeichnungen, welche im Ruͤckſtande 
find, in den im Artikel 35. bezeichneten Tagesblättern veröffentlicht. 

BETON Tage nach dieſer Veroͤffentlichung hat die Geſellſchaft das 
Recht, die betreffenden Aktien fuͤr Rechnung und Gefahr der Saͤumigen durch 
einen vereideten Makler oder durch einen Wechſelagenten, wo es für gut ges 
funden wird, verkaufen zu laſſen, es ſei im Ganzen oder Einzelnen, an einem 
uche oder zu verſchiedenen Zeiten, ohne alle Klage oder gerichtliche Foͤrm— 
ichkeit. 

Die Interimsquittungen über die alſo verkauften Aktien erlöfchen von 
ſelbſt, und den Kaͤufern werden neue Interimsquittungen unter denſelben Num⸗ 
mern ausgefertigt. 

Durch die der Geſellſchaft im gegenwärtigen Artikel eingeräumten Des 
fugniſſe ſoll dieſelbe nicht behindert fein, gleichzeitig die gewöhnlichen Rechts⸗ 
mittel gegen die ſaͤumigen Aktionaire in Anwendung zu bringen. 


Artikel 9. 


Der Erlös aus dem Verkaufe nach Abzug der Koſten gehört der Ge- 
ſellſchaft auf Höhe des Betrages der Schuld des im Ruͤckſtande gebliebenen 
Aktionairs. Reicht der Erlös nicht aus, um dieſe Schuld zu tilgen, fo bleibt 
der Aktionair fuͤr den Ausfall verhaftet. Ein ſich etwa herausſtellender Ueber— 
ſchuß kommt demſelben zu Gute. } 


Artikel 10. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair zu keinerlei Zah— 
lung verpflichtet. 


5 Artikel 11. 


Das Geſellſchaftskapital kann auf den Antrag des Verwaltungsrathes 
durch Beſchluß der Generalverſammlung der Aktionairs bis auf zehn Mil— 
lionen Thaler vermehrt werden. N 
Dieſer Beſchluß bedarf vor ſeiner Ausfuͤhrung der landesherrlichen Ge— 
nehmigung. 
4 De Verwaltungsrath ſetzt die Bedingungen jeder neuen Emiſſion feft. 
(Nr. 3855.) Drit⸗ 
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Drittes Kapitel. 
Von den Aktien. 


Artikel 12. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber, und find in Deutſcher und Fran⸗ 
zoͤſiſcher Sprache nach dem Schema A. abgefaßt. Dieſelben werden mit einer 
laufenden Nummer verſehen, in ein Stammregiſter eingetragen und von einem 
Mitgliede des Verwaltungsrathes und dem Generaldirektor unterzeichnet. 


Jeder Aktionair hat das Recht, ſeine Aktien bei den Kaſſen, welche der 
Verwaltungsrath bezeichnen wird, verwahrlich niederzulegen. 


Artikel 13. 


Alle, binnen fuͤnf Jahren nach den Faͤlligkeitsterminen nicht erhobene 
Dividenden ſind zum Vortheile der Geſellſchaft verjaͤhrt. 


Artikel 14. 


Die Uebertragung der Aktien geſchieht durch bloße Uebergabe des 
Aktiendokuments. eht eine Aktie, oder gehen Dividendenſcheine dem Eigenthuͤ— 
mer verloren, oder werden fie vernichtet, fo iſt deren Mortifikation beim Kö: 
niglichen Stadtgerichte zu Breslau auszubringen. Sobald in dem diesfaͤlligen 
Verfahren, welches nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſtattfindet, 
und in welchem die Proklamata in den im Artikel 35. bezeichneten Geſellſchafts— 
blaͤttern zu publiziren ſind, die Aktie oder die Dividendenſcheine rechtskraͤftig 
für mortifizirt erkannt find, hat der Verwaltungsrath neue aus ufertigen, und 
zwar Dividendenſcheine ſoweit, als die mortifizirten nicht etwa tiber Dividenden 
gelautet haben, welche der Eigenthuͤmer nach Artikel 13. bei Ausbringung 
des gerichtlichen Mortifikationsverfahrens nicht mehr zu fordern berechtigt war. 


Artikel 15. 


Am einunddreißigſten Dezember eines jeden Jahres, zuerſt am einund— 
dreißigſten Dezember achtzehnhundert vierundfunfzig, ſoll uͤber die Aktiva und 
Paſſiva der Geſellſchaft eine Bilanz oder eine Inventur errichtet werden, welche 
binnen der erſten drei Monate des folgenden Jahres abgeſchloſſen und in ein 
eigenes dafuͤr beſtimmtes Buch eingetragen werden muß. 


In dieſer Bilanz werden alle Immobilien, Maſchinen, Rohſtoffe und 
Fabrikate nach ihrem wahren Werthe zur Zeit der Bilanz und Inventur, aus— 
ſtehende, vom Verwaltungsrathe fuͤr ſicher geachtete Forderungen nach dem 
Nennwerthe, zweifelhafte ausſtehende Forderungen nur mit dem u; der 

ihnen 
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ihnen durch Beſchluß des Verwaltungsrathes beigelegt wird, zum Anſatze ge— 
bracht. Immobilien duͤrfen niemals uͤber den Koſtenpreis angeſetzt werden. 


Der Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Palfiva bildet den Jahresgewinn 
der Geſellſchaft. 


Artikel 16. 


Aus dieſem Jahresgewinn werden vorweg entnommen: 


1) zehn Prozent zur Bildung des Reſervefonds (. Art. 18.); 

2) zehn Prozent fuͤr die Mitglieder des Verwaltungsrathes, aus welchen 
zehn Prozent jedoch zugleich die etwa dem Generaldirektor bewilligte 
Tantieme zu beſtreiten iſt. 


A Der Reſt des Jahresgewinnes wird als Dividende unter die Aktionaire 
vertheilt. a 


Artikel 17. 


Die Zahlung der Dividende erfolgt in zwei Raten, zur einen Haͤlfte am 
15. Mai, zur anderen Haͤlfte am 15. November zu Breslau, und, wenn der 
Verwaltungsrath es angemeffen erachtet, auch an anderen von ihm zu beſtim⸗ 
menden Orten des Inlandes. 


Artikel 18. 


Der Reſervefonds iſt zur Beſtreitung unvorhergeſehener Ausgaben be⸗ 
ſtimmt. Er kann jedoch nur auf den beſonderen und von der Generalver⸗ 
ſammlung der Aktionairs genehmigten Vorſchlag des Verwaltungsrathes ganz 
oder theilweiſe zur Verwendung kommen. 


Die nutzbare Anlegung deſſelben bleibt dem Verwaltungsrathe nach eige- 
nem Ermeſſen uͤberlaſſen. Es koͤnnen fuͤr denſelben jederzeit, ſofern der Ver⸗ 
waltungsrath es noͤthig findet, jedoch nur nach Genehmigung der General⸗ 
e auch mehr als zehn Prozent aus dem Jahresgewinn entnommen 
werden. 


Sobald der Reſervefonds einen Beſtand von fünfmalhundert tauſend 
Thalern erreicht hat, kann durch Beſchluß der Generalverſammlung die Er⸗ 
hebung der zehn Prozent ganz eingeftellt oder dieſer Prozentſatz verringert 
werden. 


Artikel 19. 


Jede Aktie iſt untheilbar und kann nur durch eine einzige Perſon ver⸗ 
treten werden. 


(Nr. 3888.) f Vier⸗ 
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Viertes Kapitel. 


Verwaltung. 


Artikel 20. 


Die Geſchaͤftsangelegenheiten der Geſellſchaft werden von einem aus 
dreizehn Mitgliedern beſtehenden Verwaltungsrathe beſorgt, von denen wenig⸗ 
ſtens ſieben Inlaͤnder fein muͤſſen. Dieſer Verwaltungsrath wird von der 
Generalverſammlung durch einfache Stimmenmehrheit ernannt. 

Die Wahl geſchieht durch geheime Abſtimmung. 


Artikel 21. 


Die Funktion der Mitglieder des Verwaltungsrathes dauert ſechs Jahre. 
In jedem Jahre ſcheiden zwei derſelben aus. Die Reihefolge des Ausſchei— 
dens wird durch das Loos beſtimmt. Das erſte Ausſcheiden durch das Loos 
findet jedoch erſt am erſten Juli achtzehnhundert neun und funfzig ſtatt, und 
die uͤbrigen von dieſem Zeitpunkte ab von Jahr zu Jahr. 

Die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. 

Ein Mitglied des Verwaltungsrathes, welches ſeine Zahlungen einſtellt, 
ſcheidet ſogleich aus. Fuͤr Mitglieder, welche durch Falliſſement, Amtsnieder⸗ 
legung, Tod, oder ſonſt ausſcheiden, wählen die uͤbrigen, in der nächften Kon— 
ferenz des Verwaltungsrathes verſammelten Mitglieder Andere mit vollen Be— 
fugniſſen, deren Funktionen jedoch mit dem Tage der naͤchſten Generalverſamm— 
lung der Aktionairs erloͤſchen. ; 


N Artikel 22. 


Fur das erſte Mal find, was vertragsmaͤßige Bedingung iſt, zu Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes hiermit ernannt: 


4) der Herr Graf Auguſt von Morny zu Paris, 
2) der Herr Graf Guido Henkel von Donnersmark zu Neudeck, 
3) der Herr Hugo Graf Henkel von Donnersmark auf Siemianowitz, 
4) 555 1 1 Geheime Kommerzienrath Friedrich Eduard von Loͤbbecke zu 
reslau, 
5) der Herr Alfred Moſſelmann, Eigenthuͤmer zu Paris, 
6) der Geheime Kommerzienrath, Herr Guſtav Heinrich Ruffer zu Breslau, 
7) der Herr Leopold Graf von Le Hon, maitre des requétes beim Staats: 
rathe zu Paris, a 
8) 85 Fa Herr Friedrich Wilhelm Grundmann zu Katlowitz in 
erſchleſien, 
9) der Herr Direktor Friedrich Wilhelm Edler zu Siemianowitz in Ober— 
ſchleſien, 
10) der 
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10) der Kaufmann Herr Louis Courvoiſier zu Hamburg, 

11) der Eigenthuͤmer Herr Louis Alexander St. Paul de Singay zu Luͤltich, 
12) der Eigenthuͤmer Herr Bernard Amedde Guynemer (Sohn) zu Paris, 
13) der Ingenieur Herr Max Braun zu Eupen. 


Artikel 23. 


Der Verwaltungsrath wählt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Stellvertreter deſſelben, welche Inlaͤnder fein muͤſſen. Der Verwaltungs⸗ 
rath verſammelt ſich in jedem Semeſter wenigſtens einmal, und ſetzt den Ort 
ſeiner Verſammlung, welche ſtets in der Provinz Schleſien ſtatthaben muß, 
feſt. Die Beſchluͤſſe deſſelben werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Praͤſidenten. Ein gültiger Be⸗ 
ſchluß kann nur bei Anweſenheit von wenigſtens ſieben Mitgliedern gefaßt 
werden. Jedes Mitglied iſt berechtigt, feine Stimme uͤber Angelegenheiten, 
welche in den Verſammlungen des Verwaltungsrathes zur Diskuſſion kommen, 
im Voraus ſchriftlich abzugeben. Die Protokolle uͤber die Sitzungen des Ver— 
waltungsrathes muͤſſen in ein beſonderes Protokollbuch eingetragen und von 
ſaͤmmtlichen anweſenden Mitgliedern unterſchrieben werden. 


Artikel 24. 


Der Verwaltungsrath nimmt Kenntniß von allen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft, und beſchließt über Alles, was fie betrifft. Namentlich beſtimmt 
er die Verwendung und Anlage disponibler Gelder, den Zeitpunkt, die Art 
und Weiſe und die Bedingungen aufzunehmender Summen. Er entſcheidet 
uͤber den An- und Verkauf von Immobilien und der fuͤr die Fabrikation er⸗ 
forderlichen oder unbrauchbar gewordenen Maſchinen und Rohſtoffe, ſowie uͤber 
neue Anlagen, uͤber große Reparaturen an den Immobilien, die Errichtung 
neuer Etabliſſements und alle Vertraͤge, welche den Preis und den Abſatz der 
Geſellſchaftsprodukte bezwecken. i 

Auf den Antrag des Generaldirektors ernennt und entlaͤßt der Verwal⸗ 
tungsrath alle Agenten und Angeſtellten der Geſellſchaft und ſetzt ihre Gehaͤl— 
ter, ſowie die allgemeinen Verwaltungskoſten feſt. 

Er iſt befugt, für die Geſellſchaft Verträge, Vergleiche und Kompro: 
miſſe einzugehen und zu ſubſtituiren. . 

Ueberhaupt aber iſt der Verwaltungsrath keineswegs auf die hiervor 
fpeziell aufgeführten Befugniſſe beſchraͤnkt, vielmehr auch zu allen anderen Ver⸗ 
fuͤgungen tiber das Vermögen des Vereins ohne Ausnahme berechtigt, und 
feine vorſtehend einzeln aufgeführten Befugniſſe ſind nicht im beſchraͤnkenden, 
ſondern nur im erwaͤhnenden Sinne aufgezählt. 


Artikel 25. 


Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, Eines oder mehrere ſeiner Mit⸗ 
glieder abzuordnen, um die Angelegenheiten des Vereins uͤberall, wo es erfor— 
Zahrgaug 1853. (Nr. 3886.) N der⸗ 
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derlich iſt, zu leiten. Er beſtimmt durch ein beſonderes Reglement den Um: 
fang der Befugniſſe dieſer Delegirten. 


- Artikel 256. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes haben keinen Anſpruch auf ein 
feſtes Gehalt, ſondern beziehen lediglich den ihnen durch den Artikel 16. zuge⸗ 
ſicherten Antheil am Reingewinn. Ihre Reiſekoſten werden ihnen außerdem 
erſtattet. 


Artikel 27. 
Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß Eigenthuͤmer von Einhun— 


dert Aktien der Geſellſchaft ſein. 


Die Dokumente dieſer Aktien bleiben bei der Kaffe der Geſellſchaft 
deponirt. 


Fünftes Kapitel. 
Von der Direktion. 
Artikel 28. 


Zur u. der Geſchaͤftsangelegenheiten ernennt der Verwaltungsrath 
einen Generaldirektor und ſetzt deſſen Befugniſſe und Remuneration feſt. 


Artikel 29. 


Der Generaldirektor muß Eigenthuͤmer von funfzig Aktien ſein; dieſe 
find, fo lange feine Funktionen dauern, unveraͤußerlich und bleiben bei der 
Geſellſchaftskaſſe deponirt. 


” 


Artikel 30, 


Der Generaldirektor hat beim Verwaltungsrathe eine berathende Stimme 
und verſieht dabei zugleich die Funktion des Protokollfuͤhrers. 


Artikel 31. 


Der Generaldirektor iſt mit der Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe des Verwal— 
tungsrathes beauftragt, ſetzt denſelben uͤber die Lage aller Geſellſchaftsangelegen— 
heiten in Kenntniß und beantragt bei demſelben die Ernennung, Kuͤndigung und 
Abſetzung der Agenten und Angeſtellten der Geſellſchaft. Er fuͤhrt alle Prozeſſe 
im Namen der Geſellſchaft, ertheilt zu dieſem Ende Vollmachten mit dem 
Rechte der Subſtitution, fuͤhrt und zeichnet die Korreſpondenz und ya — 
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Funktionen, die ihm durch den Verwaltungsrath ſpeziell und durch Vollmacht 
uͤbertragen werden. ö 


Artikel 32. 


Für den Fall der Abweſenheit oder momentanen Verhinderung kann der 
Generaldirektor, unter Autoriſation des Verwaltungsrathes, ſeine Befugniſſe fuͤr 
die Expedition der laufenden Geſchaͤfte ganz oder theilweiſe einem Dritten 
uͤbertragen. 


Sechſtes Kapitel. 


Von den Generalverſammlungen. 


Artikel 33. 


Die Generalverſammlung ſtellt die Geſammtheit der Aktionaire dar. 
Ihre Entſcheidungen find für Alle, ſelbſt fir die Abweſenden, verbindlich. 


Artikel 34. 


Die Generalverſammlung beſteht aus denjenigen Aktionairen, deren jeder 
mindeſtens zehn Aktien beſitzt. 

Jeder hat ſo viel Stimmen, ſo viel Mal er zehn Aktien beſitzt; Keiner 
kann aber mehr als vierzig Stimmen haben. 

Die Aktien muͤſſen mindeſtens vierzehn Tage vor der Generalverſamm⸗ 
lung entweder bei den Banquiers der Geſellſchaft, oder in die Kaffe der Ge— 
ſellſchaft hinterlegt werden, welche dagegen einen Empfangſchein und eine mit 
dem Namen des Aktionairs bezeichnete Perſonal-Eintrittskarte ertheilen. 

Der zur Theilnahme an der Generalverſammlung berechtigte Aktionair 
kann ſich kraft Spezialvollmacht durch einen ſtimmberechtigten Aktionair darin 


vertreten laſſen. 


Der Bevollmaͤchtigte muß feine Vollmacht, nachdem er ſie als richtig 
beſcheinigt, beim Eintritt in die Verſammlung hinterlegen. Einer und derſelbe 
Bevollmächtigte kann mehrere ſtimmberechtigte Aktionalre vertreten. 

Er hat fo viel Stimmen, als feine Vollmachtgeber haben wurden, jedoch 
nicht über das hier fefigefegte Maximum von vierzig Stimmen hinaus, wobei 
indeß ſeine eigenen Stimmen nicht mitgerechnet werden. 


Artikel 35. 


Die Generalverſammlung tritt vor dem 15. Mai eines jeden Jahres in 
Breslau zuſammen. 

Der Tag der Verſammlung wird den Aktionairen einen Monat vorher 
durch Inſertion in die ſofort zu erwaͤhnenden Breslauer, Berliner, Cölner und 
Pariſer Tagesblaͤtter bekannt gemacht. 
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In diefer Verſammlung erftatten der Verwaltungsrath und der General: 
direktor den Aktionairen Bericht uͤber die Lage der Geſellſchaft. 

Die obigen und uͤberhaupt alle von der Geſellſchaft zu erlaffenden Be— 
kanntmachungen geſchehen: 


a) in Breslau in der Schleſiſchen und der Breslauer Zeitung, 

b) in Berlin in dem Staatsanzeiger und in der Voſſiſchen und Neuen Preußi— 
ſchen Zeitung, 

c) in Coͤln in der Coͤlniſchen Zeitung, f 

d) in Paris im Journal des Debats und im Journal des chemins de fer. 


Geht Eines dieſer Blaͤtter ein, ſo iſt der Verwaltungsrath befugt, ein 
anderes in deſſen Stelle zu beſtimmen, muß jedoch alsdann die Aktionaire durch 
eine Bekanntmachung in den forterſcheinenden Blättern davon in Kenntniß 
ſetzen. ö 

l Die Staatsregierung iſt berechtigt, die Beſtimmung uͤber die Geſellſchafts— 
blaͤtter durch eine Verfuͤgung abzuaͤndern, welche in den Amtsblaͤttern derjeni— 
ee Regierungen zu. veröffentlichen iſt, in deren Bezirken dieſe Blätter er— 
ſcheinen. b 


Artikel 36. 


Die Generalverſammlung kann durch Beſchluß des Verwaltungsrathes 
außerordentlich zum Sitze der Geſellſchaft, nach Berlin oder nach Coͤln berufen 
werden. Der Gerwaltungsrath hat daruͤber zu entſcheiden, ob der Gegenſtand 
der Berufung in den oͤffentlichen Anzeigen naͤher bezeichnet werden ſoll, mit 
Vorbehalt des Falls des Artikels 43. 

Jedenfalls muß die Anzeige enthalten, daß die Verſammlung eine außer: 
ordentliche ſei. 


Artikel 37. 


Der Praͤſident des Verwaltungsrathes fuͤhrt den Vorſitz ſowohl in den 
ordentlichen als außerordentlichen Generalverſammlungen. Die beiden ſtaͤrkſt— 
betheiligten Aktionaire find Skrutatoren; im Falle ihrer Weigerung die beiden 
zunächſt am ſtaͤrkſten Betheiligten, und fo weiter bis zur Annahme. 

Die Protokolle der Generalverſammlungen werden notariell aufgenommen. 


Artikel 38. 


Zur Ausuͤbung aller dem Verwaltungsrathe beigelegten Befugniſſe wird 
derſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden durch ein von einem Notar auf 
den Grund der Wahlverhandlung ausgeſtelltes Atteſt darüber, aus welchen 
Perſonen der Verwaltungsrath in dem laufenden Jahre zuſammengeſetzt iſt, 
legitimirt. 

i Der Generaldirektor legitimirt ſich durch die ihm vom Verwaltungsrathe 
zu ertheilende notarielle Vollmacht. 
Ar⸗ 
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Artikel 39. 


Die Generalverſammlungen beſchließen uͤber die ihnen vorzulegenden Rech— 
nungen, ſowie über alle Antraͤge des Verwaltungsrathes. ie ernennen die 
Mitglieder des Verwaltungsrathes mit abſoluter Stimmenmehrheit und mittelſt 
Skrutiniums. Tritt nicht die abſolute Majoritaͤt ſofort beim erſten Skrutinium 
ein, fo werden die Abſtimmungen über die Kandidaten, jedesmal mit Aus: 
ſchluß des mit den wenigſten Stimmen Verſehenen, fortgeſetzt, bis die abſolute 
Mehrheit fuͤr Einen erlangt iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. a 


Artikel 40. 


Die jährliche Generalverſammlung ernennt drei Reviſoren zur Pruͤfung 
der vom Verwaltungsrathe der naͤchſten Generalverſammlung vorzulegenden 
Rechnungen und Bilanzen. Die erſten Reviſoren werden in einer außerordent— 
lichen Generalverſammlung im naͤchſten Jahre gewaͤhlt. 

Die Funktionen dieſer Reviſoren beginnen einen Monat vor der Rech 
nungsablegung in der Generalverſammlung und erloͤſchen mit der Aufhebung 
der Letzteren. } 

Waͤhrend dieſes Monats prüfen fie am Sitze der Geſellſchaft die Rech- 
nungen des vorhergehenden Jahres und fertigen ihren Bericht an die General⸗ 
verſammlung. Dieſer Bericht muß dem Verwaltungsrathe acht Tage vor der 
anberaumten Generalverſammlung mitgetheilt werden. 


Artikel 41. 


Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlung werden mittelſt abſoluter Stim— 
menmehrheit der Anweſenden gefaßt, vorbehaltlich des im folgenden Artikel 
vorgeſehenen Falles. : 

Die Abftimmung ift öffentlich, oder, Falls es von zehn Mitgliedern ver: 
langt wird, geheim. 


Artikel 42. 


Modifikationen, Abaͤnderungen und Zufäge zu den mne Sta⸗ 
tuten koͤnnen nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung auf den Vor⸗ 
ſchlag des Verwaltungsrathes mittelſt einer Majorität von zwei Drittheilen 
der anweſenden Stimmen beſchloſſen werden, und beduͤrfen der landesherrlichen 
Genehmigung. Ki 

Der VBerwaltungsrarh foll im Voraus ermächtigt fein, in alle Abände- 
rungen dieſer Modifikationen und Zujäge, welche die Staatsregierung fuͤr 
nöthig erachten möchte, zu willigen, und die in Folge deſſen erforderlichen Akte 
zu vollziehen. 
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Siebentes Kapitel. 
Aufldfung und Liquidation. 


Artikel 43. 


Die Aufloͤſung der Geſellſchaft ſoll ſtattfinden, wenn die Verluſte die 
Haͤlfte des Geſellſchaftskapitals uͤberſteigen und wenn dieſelbe gleichzeitig von 
einer Anzahl von Aktionairen, welche wenigſtens drei Viertel der ſaͤmmtlichen 
Aktien vertreten, verlangt wird. 

Durch die Auflöfung der Geſellſchaft wird an den aus dem Geſetze vom 
9. November achtzehnhundert drei und vierzig entſpringenden Rechten der Staats⸗ 
regierung nichts geändert. Auch wird der Letzteren das Recht, die Auflöfung 
der Geſellſchaft nach den HH. 25. 28. und 29. des Geſetzes vom 9. November 
1843. ſelbſt herbeizufuͤhren, hiemit ausdruͤcklich gewahrt. 


* 


Artikel 44. 


Sollten die Gründe der Auflöfung ſich vor dem Zeitpunkte des jaͤhrli— 
chen Zuſammentritts der Generalverſammlung ergeben, ſo iſt der Verwaltungs⸗ 
rath verpflichtet, dieſelbe außergewoͤhnlich zu berufen. 


Artikel 45. 


Die Liquidation wird durch den Verwaltungsrath beſorgt. 

Er waͤhlt hierzu drei ſeiner Mitglieder und zwei Stellvertreter, deren 
Namen in den im Artikel fünf und dreißig bezeichneten Blättern bekannt ge— 

„macht werden muͤſſen. 

Ebenſo muͤſſen die Namen von drei Vereinsmitgliedern bekannt gemacht 
werden, welche von der Generalverſammlung zur Ueberwachung der Liquidation 
zu ernennen ſind. 8 

Die Generalverſammlung ſetzt die Beſoldung der die Liquidationskom— 
miſſion bildenden Mitglieder des Verwaltungsrathes feſt. 

Dieſe Kommiſſion vertritt unmittelbar den Verwaltungsrath und den 
Generaldirektor; fie hat unbedingte Vollmacht zur Verwerthung des Mobiliar: 
und Immobiliar⸗Vermoͤgens. 

Sie kann verkaufen, unterhandeln, alle Akten und Konzeſſionen Namens 
der Geſellſchaft bewilligen, Vergleiche und Kompromiſſe über alle Streitpunkte 
und Klagen eingehen, gerichtliche Schritte jeder Art vornehmen und zu dieſem 
Ende uͤberall ſubſtituiren. 5 

Die Beſchluͤſſe der Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Im Falle der Verhinderung, des Austritts oder des Abſterbens eines 
Kommiſſionsmitgliedes ergaͤnzt die Kommiſſion ſich durch den erſten Stellver— 
treter und event. durch den folgenden. 
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Artikel 46. 


Vor Ablauf eines Jahres nach dem Beginne der Liquidation beruft die 
Kommiſſion unter Beobachtung der im Artikel 36. vorgeſchriebenen Formen 
und Friſten die Aktionaire, theilt ihnen die Lage der Liquidation mit, und die 
Verſammlung beſtimmt die Friſt zu ihrer Beendigung. 


Achtes Kapitel. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 47. 


Alle Streitigkeiten, welche zwiſchen Aktionairen unter ſich, oder gegen⸗ 
uͤber dem Geſellſchaftsvorſtande, oder unter Mitgliedern dieſes unter ſich, in 
Bezug auf die Geſellſchaft oder deren Auflöfung entſtehen möchten, ſollen nicht 
eu dem gewöhnlichen Rechtswege, ſondern 1200 Schiedsrichter entſchieden 
werden. 

Die Schiedsrichter muͤſſen Kaufleute oder Fabrikanten, welche im Bezirke 
des Königlichen Ober-Bergamts zu Breslau wohnhaft find, fein und durfen 
zu keinem der ſtreitenden Theile in einem Verhaͤltniſſe ſtehen, welches ſie ge— 
ſetzlich hinderte, mit voller Kraft für und wider beide ſtreitende Theile Zeugniß 
abzulegen. Jeder Theil ernennt einen Schiedsrichter und beide Schiedsrichter 
waͤhlen, allenfalls durch das Loos, einen Obmann. Dieſes Schiedsgericht iſt 
berechtigt und verpflichtet, ſich zu Breslau zu konſtituiren und daſelbſt zu ver⸗ 
fahren, und die Parteien muͤſſen gleichfalls in dieſer Stadt beim Schiedsgericht 
erſcheinen oder ſich durch einen Bevollmaͤchtigten, welcher zu Breslau ſich be⸗ 
findet, vertreten laſſen, und Letzteren dem Schiedsgerichte ſchriftlich anzeigen. 
Nach der erſten Ladung, welche im Domizil der Partei erfolgt, werden alle 
folgende Erlaſſe des Schiedsgerichts dem von der Partei benannten Bevoll⸗ 
maͤchtigten und in Ermangelung eines ſolchen durch Aushang im Geſchaͤfts— 
lokale der Geſellſchaft zu Breslau rechtsguͤltig inſinuirt. 

Wenn eine Partei den von ihr gewählten Schiedsrichter der anderen 
ſchriftlich anzeigt, iſt letztere verpflichtet, binnen dreißig Tagen nach Empfang 
dieſer Anzeige ihren Schiedsrichter zu wählen und der erſten Partei ſchriftlich 
anzuzeigen. Geſchieht dies nicht, oder waͤhlt eine Partei einen Schiedsrichter, 
der nicht die vorgedachten Eigenſchaften hat, ſo ernennt die andere Partei auch 
den zweiten Schiedsrichter allein mit voller Kraft. Gegen die Entſcheidung 
des Schiedsgerichts, welches auch interimiſtiſche Feſtſetzungen treffen kann, findet 
keine Appellation ſtatt. Dieſe Beſtimmung vertritt die Stelle eines foͤrmlichen 
Kompromißvertrages. 
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Schema A. 


Schleſiſche Aktien-Geſellſchaft 


fuͤr 


Bergbau und Zinkhütten- Betrieb 


— Blei, Silber, Kupfer und Kohlen — 
Genehmigt von en Majeſtaͤt dem Könige von Preußen 
1853. 


ä 23553333333 


Aktie 


Die Direktion der Schleſſchen Aktien⸗ San für BT 
und Zinkhütten⸗Betrieb. 


Das abgeordnete Mitglied des 
Verwaltungsrathes. 


Der General-Direktor. 


Aktie über Hundert Thaler Preußiſch Aurant. 


Schleſiſche Aktien-Geſellſchaſt für Bergbau 
und Binkhütten -Ketrieb. 
Erſter Dividendenſchein zur Aktie 0 EEE 


Inhaber empfängt am löten Mai 1855. gegen 
dieſen Schein an der Kaffe der Geſellſchaft zu 
Breslau die erſte Hälfte der fuͤr das erſte Betriebs⸗ 


jahr ermittelten Dividende. 
Breslau, den 


Der General- Direktor. 


Art. 13. Alle binnen fünf Jahren nach den 
Fälligkeitsterminen nicht erhobene Dividenden ſind 
zum Vortheil der Geſe icht verjährt. 


Schleſiſche Aktien-Geſellſchaſt für Bergbau 
und Zinkhitten - Betrich. 


Zweiter Dividendenſchein zur Aktie I 


Inhaber empfängt am löten November 1855, 
gegen dieſen Schein an der Kaſſe der Geſellſchaft zu 
Breslau die zweite Hälfte der für das erſte Betriebs⸗ 
jahr ermittelten Dividende. 

Breslau, den 


Der General: Direktor. 


Art. 13. Alle binnen fünf Jahren nach den 
e ae nicht erhobene Dividenden ſind 
zum Vortheil der Geſellſchaft verjährt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


